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Klägerin und Revisia.onsbeklagte‚q

hat der ll. Senat des Bundessozialgerichts auf
die mündliche Verhandlung vom 14„ Mai 1958

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts_Hamburg vom
26. Oktober 1955 wird aufgehoben; die Berufung
der Alä5erin 5c;cn das Urteil des Sozialgerichts

Hamburg vom 14‚ Juni 1954 wird zurückgewiesen°

Außeröerichtliche Aosten sind nicht zu erstatten°

Von Rechts wegen°
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Die am 21° Januar 1955 geborene Klägerin ist die Tochter des
als doldat vermißten Oberzollsekretärs Detlev TjXXX Am 8°

Dezember 1947 beantragte sie bei der Lundesversicherungsan—

stalt (LVA„) Hansestadt Hanburg — Hauptabteilung &riegsbe—

schädigte— und —hinterbliebene — Jaisenrente nach der So—

zialver3icherungsdirektive Nr. 27 (SVD 27, Arbeitsblatt für

die britische Zone 1947, S. 155)° Am 18. Dezember 1947 be—

willigte ihr der Oberfinanzpräsident Hamburg vom 1. Oktober

1947 an nach dem Deutschen Beamtengeßetz (DEG) ein Haisen—

geld von monatlich 56,84 DM. hit Bescheid vom 25. Oktober

1948 stellte die LVA. fest, die Klägerin habe nach der SVD
27 AHSPIQCh auf eine äaisenrente von monatlich 30‚—- DM, die

Rente werde jedoch nach Ziff. 52 Satz 2, 2° Halbsatz der
502ialversicherunäsanordnung Nr. 11 (SVA ll, Arbeitsblatt

iür die britische Zone 1947, d. 25%) nicht ausgezahlt, weil
sie niedriger sei als das Jaisengeld, das aus dem gleichen

Anlaß nach dem DEG gewährt werde. im 5. Dezember 1949 fragte
die LVA. bei der ■utter der Klägerin an, ob die nlägerin

noch die Schule besuche. Die Anfrage blieb unbeantwortet„
Durch Bescheid vom 4. Januar 1950 teilte die LVA. mit, nach

der SVD 27 bestehe nach dem vollendeten 15. Lebensjahr ein

an8pruch auf Jaisenrente_nur, solange sich die Weise in

voller 5chulausbildung befinde‚ jedoch längstens bis zum
18° Lebensjahr; der Anspruch der Alägerin entfalle demnach

Ende Januar 1950, da die Klägerin in diesem Monat da515°

Lebensjahr vollende. Gegen diesen Bescheid wurde ein Rechts—

behelf nicht eingelegt. Die Klägerin ging jedoch noch bis

1„ April 1955 zer {Schule° '

Am 11° Februar 1951 beantragte die Klägerin beim Versorgungs—

amt (VersorgA.) Hamburg Haisenrente nach dem Bundesversor—

gungsgesetz (BVG). Durch Bescheid vom 10. Mai 1951 gewährte
das VersorgA. der Klägerin vom 1. Februar 1951 an die Hai—

sengrundrente in Höhe von monatlich 10,—- DM. Der Bescheid,

der in Ziffer V eine Rechtsbehelfsbelehrung enthielt‚ wurde
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nicht angefochten° Am 6° Oktober‘l952 beantragte die Klägerin,
die Rente bereits ab 1, Oktober 1950

zu gewähren; diesen Antrag

lehnte das Versorgfa° durch Bescheid vom 50° Oktober 1952 ab;

nur wenn sich ein neuer Versorgungsanspruch nach dem BVG er—

gebe (& 88 BVG), könne eine innerhalb von 6 Monaten nach Ver-

kündung des BVG beantragte Rente‘vom 1° Oktober 1950 an ge—

währt werden; die Klägerin habe %edoch bisher schon Versor—

gung beanspruchen können, solange sie die Schule besucht habe°

Den Binspruch wies der
Beechuerdbausschuß

am 25„ Februar 1955

zurück,

Die klägerin legte beim Oberversicnerunösamt Hamburg Berufung

ein; die Berufung ging am 1° Jan ar 1954 als nlage auf das

Sozialgericht (SG„) Hamburg über; Das SG. wies die nlage durch

Urteil vom 14‚ Juni 1954 ab und ieß die Berufun5 zu, Auf die

Berufung der Klägerin hob das Lahdessonialgericht (LSG‚) Ham—

burg durch Urteil vom 26. Oktober 1955 das Urteil des BG. Ham—

burg auf und verurteilte den Beküagten, der älägerin die Grund—

rente vom 1. Oktober 1950 an zuygewähren: Die nlägerin habe

einen neuen Anspruch im dinne von & 88 BVG; erst mit dem In—f

krafttreten des BVG sei für sie ein "realisierbarer Anspruch"

auf—Versorgungsbezüge erwachsen; vorher habe die Uaisenrente

nach der BVD 27 gemäß Ziff. 52 netz 2, 2. Halbsatz SVA ll

wegen des Bezugs des
Jaisengeldäs

5eruht; zwar habe der Se-

nat der Freien und Hansestadt Hämburg durch Beschluß vom 28„

März 1950 diese Vorschrift dahin ausgelegt, daß als "Rente

nach dem BBG" nur Leistungen der Unfallfürso=ge nach dem DEG

zu gelten haben; dies widerspreqhe jedoch dem eindeutigen

Nort1aut der Ziff. 52 Betz 2, 27 Halbsatz BVA 11; das BVG

sei am 1, Oktober 1950 in Kraft‘getreten, aber erst am 21°

Dezember 1950 verkündet werden; der Antrag, nach dem sich
grundsätzlich der Beginn uer Leistung richte, habe demnach

nicht vor Januar 1951 gestellt &erden können; Nachteile,

die sich änderenfalls aus den rückwirk;nden Innrafttreten

des BVG ergeben hätten, habe der Gu$ßb4Q0béf durch 5 88
BVG ausschließen wollen; die Au‘zählun5 ger neuen Versor—
gungsansprüche in der amtlichen;ßegrändung zu € 88 BVG sei
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nicht abschließend, sondern nur beispielhaft; es entspreche

dem Grundgedanken des 5 88 BVG, den Personen, die bis zum
50‚ deptember 1950 von.Versorgungsleistungen effektiv ausge—
schlossen gewesen sexn‚die ihnen nach den BVG neu zuerkann—

ten Reohtsansprüche auch vom lage des Inkrafttretens des Ge—

setzes an zukonmen zu lassen, sofern der Antrag innerhalb

von 6 äonaten nach dem Inkrafttreten des BVG gestellt werden

sei° Die Revision ließ das L5G‚ zu„

Das Urteil wurde dem Beklagten am 9. November 1955 zugestellt„

nm 25. November 1955 legte er Revision ein und beantragte,

das Urteil des LSG. Hamburg_vom 26, Oktober 1955

aufzuheben und die Berufung der nlägerin gegen das

Urteil des 5G. Hamburg vom 14, Juni 1954 zurück—

zuweiseno

Er machte geltend: Das LSG. habe zu Unrecht angenommen, daß

nie Klägerin nach dem BVG einen neuen Versorgungsanspruch

im sinne von 5 88 BVG erworben habe; 5 88 BVG sei nur anzu—
wenden, wenn ein Versorgungsgntbestand nach den vor dem BVG

geltenden Vorschriften nicht vorgele5en, sondern erstmalig

im BVGeine Grundlage gefunden habe; die Klägerin habe aber
einen Anspruch auf ■aiSenrente schon nach der 5VD 27 gehabt;

die Rente wäre allenfalls nicht ausgezahlt werden, solange

das ■aisengeld nach dem DEG höher gewesen sei; im übrigen
hätte die nlägerin nach dem Beschluß des denats der Freien

und Hansestadt Hamburg vom 28. März 1950 ■nisenrente bezie—

hen können, 3enn sie einen Antrag gestellt hätte; ein Rechts—
anspruch auf Gewährung der Rente ab l„ Oktober 1950 bestehe

nicht; die Frage eines härteausgleichs sei in dem vorliegen-

den Verfahren nicht zu prüfen°

Die Klägerin beantragte, die Revision zurückzuweisen°
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Die Revision ist zulass13; Sie ist auch begrundet°

1.)

2„)

Die n1a5e auf Aufhebung des Fescheids
vom 50. Oktober 1952

ist nicht schon deshalb unbegründet, weil die Klägerin den

Bescheid vom 10. mai 1951, durch den der Beginn der Waisen-

5rundrente nach dem BVG auf hen lo Februar 1951 festgesetzt

worden ist? nicht angefochten hat„ Der Beklagte hat sich

in demBescheidvom50„ Oktober1952nicht auf die Unen—
feehtbarkeit des Bescheids vpm 10„ ■ui 1951 berufen, son-
dern den Antrag der_n1ägerin‘vom “o° Jktober 1952, die Ren—

te vom 1„ Oktober 1950 an zuigewähren, sachlich neu geprüft

und aus anderen Gründen abgelehnt° Dies ist zulässig gewe—

sen„ Die Tatsache, daß der Qescheid vom 10. Mai 1951 hin—

sichtlich des Beginns der Jaisengrundrente unangefochten

geblieben ist, hat den Beklagten nicht gehindert, auf den
Antrag vom 6„ Oktober 1958 die Voraussetzungen des Anspruchs

auf Rente für die Zeit vom 1„ Oktober 1950 an nicht nur ver—
fahrensmäßig, sondern auch sachlich erneut zu prüfen und

hierüber einen neuen Beschetd zu erteilen°

Nach %61 Abs, 2 BVGbe5inn■ eine Hinterbliebenenrente
grundsätzlich mit dem Monat; in dem ihre Voraussetzungen

erfüllt sind, frühestens aber mit dem Monat, in dem der An—
spruch angeneldet werden ist. nb■eichend hiervon beginnt die

Rente nach a 88 BVG frühestens mit dem Inkrafttreten des

de5etzes (1‚10.1950)‚ wenn‘ein Ansgruch‚ der sich aus dem
BVG neu ergibt, festzustellen ist und wenn der Antrag hier—

auf binnen sechs Monaten nadh Verküdnung des Gesetzes ge-
stellt worden ist„ '

Für die Frage, Welche Ansprdche "neu" sind, &omnt es auf

den Unterschied zwisehen dem Recht nach dem BVG und dem

früheren Recht an: unter
einem

neuen Versorgungsanspruch

im Sinne von 3 88 B G muß
ejn

Anspruch verstanden werden‚

dessen tatsächliche Voraussetzungen - abgesehen von dem
Antragserfordernis (vgl° BSG. 2 3‚ 290) — vor dem Inkraft—

treten des BVG erfüllt gene*en, dessen geghtliche Voraus—
setzungen aber erst durch d°s BVG ("neu") geschaf1en wor—
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den sind (BSG. 4 S, 291.13927)„

a)

b)

Der Versorgungsanspruch der Klägerin ist nicht erst durch

das BVG geschaffen worden° Nach 3 45 BVG Wird ■aisenrente
bis zur Vollendung des 18„ Lebensjahres gewährt; nach

% 7 Abs. V in Verbindung mit € 6 Abs° V SVD 27 hat eine

Heise zwar grundsätzlich nur bis zur Vollenäung des 15,
Lebensjahres Rente beanspruchen können; es hat aber auch

ein Anspruch auf Naisenrente für dio Zeit nach Vollendung

des lg; Lebensjahres bis zur Vollendung des léi Lebens—
jahres bestanden, wenn die Jaise noch in der dchulaus—

bildung gewesen ist" Die gleichen Rechte hat nach % 4

Buchst" b 5VD 27 ein Kind gehabt,-dessen Vater im Kriege
verschollen ist° Deshalb hat auch die Klägerin, die nach

Vollendung des 15° Lebensjahres noch bis 1955 die Schule

besucht hat, nach den vor dem Inkrafttreten des BVG gel—
tenden versorgungsrechtlichen Vorschriften einen Versor—

5ungsanspruch anmelden können°

Die Klägerin hat allerdings vor dem Inkrafttreten des BVG

keinen‘antrag auf Versorgung mehr gestellt; der Antrag

ist zwar eine sachlich—rechtliche Voraussetzung für den

Versorgungsanspruch (RVGer. ll d„ 180 ff 1T827; BSG. 2
S. 290, Urteil des LSG. Brenen vom 7.7.1955, Breithaupt

1955 d. 1206 ff, daueisen, NJN. 1958 $. 441 ff. £?ü&7g}

für die Auslegung des $ 88 BVG sonnt.es Jedoch hierauf‘
nicht an" Entscheidend ist, daß die „lägerin vor dem

Inkrafttreten äes BVG die Méglich£git gehabt hat, Versor—

gung zu beantragen; wenn sie daher erst am ll° Februar

1951 Rente für die Zeit von 1. Oktober l950 an beantragt

hat, so hat sie nicht eigen sich aus dem BVG ergebenden

"heuen"'insyruch geltend 5emacht, sondern einen AnSpruch,

den sie auch nach dem Irdhbren Versorgungsrecht'hat an»

melden können° '

Der Versorgungsanspruch der nlägerin ist auch nicht des—

halb ein "neuer" Anspruch‚ weil er im Falle der Geltend—

machung geruht hätte, also nicht "realisierbar" gewesen
ist; von einem "neuen" nach diesem "Gesetz" sich ergeé
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benden Versor5un5sanspruch kann nur insoweit 5esprochen werden,

als dieses "Gesetz" - also ein Rechtssatz allgegggggg Charak—

ters — einen Anspruch nach Vörau setzun5en und Inhalt "neu"

geschaffen hat, nicht aber insoweit, als ein Anspruch schon

dem bisheri5en Recht bekannt 5ewfsen ist und ledi5lich im

Einzelfall das Zusammentrefien mit anderen Bezü5en nach an—

deren Rechtsnormen die
"Realisie1un5"

des AHSPTUChS 5anz oder

teilweise für kürzere oder lä% e1e Zeit 5ehindert hat; in

diesem sinn hat auch bei dcr Beratun5 des Lntwuris des BVG

der Vertreter des BAM erklärt, 3 88 sei eine "ochutzvor-

schrift für diejeni5en künfti5en‘Rentenberechni5teh", die
das Gesetz "neu in den Kreis der Rentenber»chti5ten einbe—

ziehe, z.B. Hitnen zwischen 40 His 50 Jahren ohne Kinder"

(Vgl. hierzu "Verhandlun5en des‘(26.) Ausschusses für Krie5s—

opfer— und Krie555efan5enenfra5dn des Deutschen Bundestages

über das BVG", Seite 100 zu 3 88, im übr15en im nr5ebnis eben—

so wie hier. Urteil des Bayer° EVA. vom 26„5.l952, Breit—
haupt 1952 s. 1058; Urteil des ÖVA‚ Düsseldorf vom5„12„
1952, Zfö. 1955 S. 17, van NuisJ Zfd. 1952 6. 227, 244; .
schönleiter, Komm. zum BVG. Erl! 2 zu & 88;Thannhciser—Hende—
Zech, Handbuch des Bundesversor5ungsrechts, hrl° zu 3 88
BVG; van Nuis—Vorberg, Das Recht der Krie5sbes chädi5ten

und Krie 55hinterbliebenen, 1. 1eil, o„ 48; anderer Ansicht:

Urteil des OVA. Lünebur5 vom 5.2.1952, Zf5. l952 &, 258; Ur—
teil des OVA° Hamburg vom 5.9„l952‚ ZfS. 1952 S, 259; Urteil

des OVA. Bremen vom 27.8‚l952, ßreithaupt 1954 3° 935 Zielke

in zrs„ 1952 S. 59; Brü5gemann in Zf5. 1952 5. 156)„

Die Klägerin hat Haisen5eld nach dem DEG in Höhe von monat—
lich 56, 84 DM erhalten; die Hai$enrente nac.h der SvD 27 hät—

te 50,—— DM monatlich
betra5en.JNacn

21;f. 52 satz 2, 2°
Halbsatz, der 6VA ll hat

jedoch‘nur
die höhere Rente gewährt

werden dür1en, wenn aus öe1 5leeichen Anlaß 5leichzeitig ein
Anspruch nach dem DEG und nach

ier
SVD 27 bestanden hat" Henn

die Klä5erin nach nmpfan5 des Béscheids
v0m 4„ November 1950

Haisenrente beantra5t hätte, wäre der Anspruch zwar fest5e—
stellt, aber keine Rente gezahlt worden, wie dies auch schon
in dem Bescheid vom 25. Oktober 1948 5eschehen und angeordnet
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war. Daraus folgt aber nicht, daß sich nach der SVD 27

ein hnspruch für die Klägerin nicht ergeben hat. Ziff. 52

Satz 2, 2. Halbsatz, der SVA11 enthält demJesen nach
eine Ruhensvorschrift. sie soll verhüten, daß aus dem

51810h6■ Anlaß doppelte Versorgung aus öffentlichen Mit—

teln gewährt wird. Sie verweniet zwar nicht den Begriff

"Ruhen". bezweckt dies aber ebenso wie entsprechende

Vorschriften im ReichsversorgungsgeSetz (BVG) und im

BVG, in denen ausdrücklich von "Ruhen" die Rede ist
(ä5 62 bis 65 RVG, 55 64, 65 BVG). Jenn ein Anspruch auf

“Rente ”ruht", so bedeutet äies nicht, daß er erloschen

ist; das "Stammrecht" bleibt unberührt, es besteht nur

während der Dauer des Ruhens des nnspruchs kein Recht

auf die jeweils fälligen hinzclleistunéen (vgl. Urt. des

BSG. vom 27.2.1957, do;ialrccht Nr. 5 zu 5 1286 EVO. BSG.
5 S. 4; RVGer. 4 S. 166). Dies folgt auch aus dem dort-
laut der Ziff. 52 5atz 2 des 2. Halbsatzes der SVA ll;
danäch wird die niedrigere Rente nicht gewährt, wenn
"beide Ansprüche auf der gleichen Folge von Umständen

beruhen"; vorausge5etzt werden also zwei éggp£99h3 auf
Rente, von denen der AHSPfUCh auf die niedrigere Rente

zeitWeise nicht erfüllt wird°

Um einen "neuen" Versorgungsan5pruch im Sinne des 5 88

BVG handelt es sich schließlich auch nicht deshalb, weil

5 46 BVG die Gewährung einer von sonstigen Einkommen un—
abhängigen Grundrente vorsieht und eine solche Rente in

der BVD 27 nicht vorgesehen gewesen ist (van Nuis—Vorberg,

Das Recht der»Äriegsbeschädigten und driegshinterbliebe—

nen, 1. Teil, &. 48; Urteil des Bayer. LVA. vom 26.5.1952,

_Breithaupt 1957s. 1058; van Nuis, Zio. 1957s. 22712297;
Urteil des OVA. Düsseldorf vom 27.5.1955; Schönleiter,

Kommentar zum BVG, Erl. 2 zu @ 88; Thannheiser—■ende—

Zech, Handbuch des Bundesversorgungsrechts, hrl° 1 zu
$ 88; anderer Ansicht C:;cll des—OVA. Hamburg vom 5.7.

1952, zrs. 1952 s. 259; Laube, zrs. 1952 s. 191). Zu den
versorgungsrechtlichen Ansprüchen gehört nach 5 9 Nr. 5

BVG die Hinterbliebenenrcnte (ää 58 bis 52 BVG); sie ist
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eine einheitliche Leistung; d#e Teilung in Grundrente und

Ausgleichsrente re5elt ledigl}Ch die Zusammensetzung und

den Umfang des Anspruchs auf hinterbliebenenrente; auch die
Grundrente ist somit Kein vom‘BVG neu geschaffener Versor-

gungsansprueh°

Der Beklagte hat hiernach den Rentenbeginn mit Recht auf

den 16 Februar 1951 festgesehzt. Das angefochtene Urteil

beruht auf unrichtiger Aanndung des & 88 BVG; es ist des—

halb aufzuheben; gleichzeitig ist nie Berufung der nlägerin

gegen das Urteil des 5G„ ham0urg von 14„ Juni 1954 zurück—

zuweisen (% l70 Abs. 2 detz l 6GG)„

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf 5 195 öozial—

=;eric'ntsgesetz°
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